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Editorial/Inhalt

Liebe Leser:innen,

Der Europäische Green Deal, seit seiner Präsentation 
im Jahr 2019 ein zentraler Pfeiler der EU-Politik, will die 
Europäische Union bis 2050 klimaneutral machen. Es 
wurden bedeutende Fortschritte erzielt, doch nach wie 
vor sind zahlreiche Aspekte offen, wurden verwässert 
oder in letzter Minute auf Druck verschiedener Lobbys 
verworfen. Die Herausforderungen wurden nicht we-
niger.

Es wurden zahlreiche Maßnahmen und Gesetze be-
schlossen, um die CO2-Emissionen zu senken und den 
Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft zu fördern. 
Ein bedeutender Erfolg ist die verstärkte Nutzung er-
neuerbarer Energien. Neben den ökologischen Zielen 
spielt auch die soziale Dimension des Green Deals eine 
entscheidende Rolle. Eine gerechte und inklusive Trans-
formation, die niemanden zurücklässt, ist essenziell. 
Dazu gehören Maßnahmen zur Bekämpfung der Ener-
giearmut und zur Unterstützung von Regionen und Sek-
toren, die besonders von den Veränderungen, die durch 
den Klimawandel entstehen, betroffen sind.

Die nächste Legislaturperiode wird entscheidend für 
die Zukunft des Green Deals sein. Es gilt, die bisher er-
reichten Fortschritte zu sichern und weiter auszubauen. 
Eine umfassende und konsequente Umsetzung des 
Green Deals ist unabdingbar, um die Klimaziele der EU 
zu erreichen und die Lebensqualität der Bürger:innen 
nachhaltig zu verbessern. Nur durch kontinuierliche An-
strengungen und die Einbindung aller gesellschaftlichen 
Akteur:innen können wir die Herausforderungen der 
3-fachen Krise (Klima, Biodiversität, Verschmutzung) be-
wältigen.

Diese  Ausgabe des EUropainfo-Magazins will einen 
Überblick über die bisherigen Erfolge und die zukünfti-
gen Herausforderungen des Europäischen Green Deals 
bieten und dazu inspirieren, sich aktiv an der Gestaltung 
einer nachhaltigen Zukunft zu beteiligen.

Viel Spaß beim Lesen wünschen, 

Bernhard Zlanabitnig & David Kühleitner
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Der europäische Grüne Deal: 
Gekommen, um zu bleiben

Die EU hat mit dem Grünen Deal, der die Weichen für Klimaneutralität bis 2050 stellt, 
weltweit Standards gesetzt. Das Ziel, die CO2-Emissionen bis 2030 um 55 %, zu reduzieren, 
ist bei fortgesetzter Anstrengung in Reichweite. Die Transformation unserer Wirtschaft und 
Gesellschaft ist eine Mammutaufgabe. Dass sie zu kontroversen Debatten führt, liegt in der 
Natur der Sache. Allzu oft wird jedoch übersehen, welche Chancen der Grüne Deal bietet – 
und was es kosten würde, nicht zu handeln. 

Von einem „Mann-auf-dem-Mond-Mo-
ment“ hat EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen am 11. Dezember 
2019 bei der Präsentation des europäi-
schen Grünen Deals gesprochen. Dieser 
stellt die Weichen für eine klimaneutrale 
Europäische Union bis zum Jahr 2050. Der 
Vergleich mit der Raumfahrt ist mehrfach 
passend, hat das „Man-on-the-Moon“-
Projekt der USA doch einen gewaltigen 
Innovationsschub ausgelöst. Und die 
Raumfahrt beweist, dass Großes erreicht 
werden kann, auch wenn es nicht immer 
reibungslos vorwärtsgeht. 

Und wir müssen Großes erreichen: Um 
die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu be-

grenzen, bedarf es einer Transformation, 
die sämtliche Lebensbereiche erfasst. Es 
geht darum, die Weichen zu stellen, damit 
wir selbst und vor allem die Generationen 
nach uns weiterhin gut auf unserem Pla-
neten leben können. Die oben erwähnte 
Raumfahrt vermag vieles zu leisten. Einen 
Planeten B kann sie uns jedoch nicht er-
schließen. 

Vor diesem Hintergrund hat die EU weit-
reichende Schritte gesetzt. Wir haben 
unsere Klimaziele im europäischen Klima-
gesetz, das weltweit seinesgleichen sucht, 
verankert. Das betrifft sowohl die Klima-
neutralität bis 2050 als auch das Ziel, die 
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 55 % 

gegenüber dem Niveau von 1990 zu sen-
ken. Im Februar 2024 hat die Kommission 
als weiteres Zwischenziel bis 2040 eine 
Reduktion der Emissionen um 90 % emp-
fohlen. Ein Gesetzesvorschlag dazu soll in 
der neuen Legislaturperiode folgen.

Europäischer Rückenwind für Er-
neuerbare
Mit Blick auf die Zielvorgabe für 2030 hat 
die Europäische Kommission im Juni 2021 
ein umfassendes Maßnahmenpaket – auch 
bekannt als „Fit for 55“ in Anlehnung an 
die Reduktion um 55 % – präsentiert. 
Der Gesetzgebungsprozess ist zügig vor-
angekommen: Im Oktober 2023 wurden 
die letzten beiden Säulen des Pakets von 
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den EU-Mitgliedstaaten beschlossen. Zen-
trale Elemente von „Fit for 55“ sind die 
Förderung von erneuerbaren Energien 
und Energieeinsparungen. Die EU hat sich 
das Ziel gesetzt, den Anteil erneuerbarer 
Energien, der 2022 bei 23 % lag, bis 2030 
auf mindestens 42,5 % zu steigern. 2022 
wurde in der EU erstmals mehr Strom 
aus Wind- und Solarkraft erzeugt als aus 
Gas. 2023 ist die installierte Solarleistung 
um rund 56 Gigawatt auf 260 Gigawatt 
gestiegen, die Kapazität für Windenergie 
um 17 Gigawatt auf 221 Gigawatt. Der 
Ausbau der Windkraft erfolgt allerdings 
nicht flächendeckend, wie ein Blick nach 
Westösterreich bestätigt, wo Projekte mit 
starkem politischen Gegenwind zu kämp-
fen haben. Um die installierte Leistung bis 
2030 wie geplant auf über 500 Gigawatt 
zu steigern, braucht es größere Fortschrit-
te. Daher hat die Europäische Kommission 
im Oktober 2023 Maßnahmen vorge-
schlagen, um den Zugang zu Finanzmitteln 
zu verbessern und Genehmigungsverfah-
ren zu beschleunigen.

Im Zuge von „Fit for 55“ hat die EU auch 
das Emissionshandelssystem reformiert. 
Es hat zum Ziel, die Emissionen der Ener-
giewirtschaft und der energieintensiven 
Industrie zu reduzieren, die zusammen 
rund 40 % der Treibhausgas-Emissionen 
in der EU verursachen. Neben dem inner-
europäischen Luftverkehr soll nun auch 
der Seeverkehr erfasst werden. Ein neues 
System für Gebäude und Verkehr kommt 
hinzu. Ein 87 Milliarden Euro schwerer Kli-
masozialfonds wird Menschen und Unter-
nehmen unterstützen, die am stärksten 
von den Neuerungen betroffen sind. Um 
zu verhindern, dass CO2-intensive Indus-
trien ihre Tätigkeiten in Drittstaaten mit 
niedrigeren Standards verlagern oder Be-
triebe in der EU einen Wettbewerbsnach-
teil durch Einfuhren aus solchen Ländern 
erleiden, ist ein Grenzausgleichmechanis-

mus vorgesehen. Importeure von Gütern 
wie etwa Zement, Düngemittel oder Alu-
minium müssen Zertifikate zukaufen. Zu-
dem hat sich die EU im Rahmen von „Fit 
for 55“ auf die Überarbeitung der CO2-
Normen für Fahrzeuge, auf Zielvorgaben 
für den Aufbau der Lade- und Wasser-
stofftankinfrastruktur sowie auf EU-weite 
Vorschriften für die Förderung nachhalti-
ger Flugkraftstoffe geeinigt.

Warten auf Österreich
Die Mitgliedsstaaten legen in Nationalen 
Energie- und Klimaplänen fest, welche 
Schritte sie konkret setzen, damit die 
Treibhausgasemissionen wie gesetzlich 
beschlossen bis 2050 um 55 % sinken. Bis 
Ende Juni 2023 waren Entwürfe der Plä-
ne in Brüssel einzureichen. Auf Basis von 
Daten aus 21 EU-Ländern hat die Kom-
mission im Dezember 2023 errechnet, 
dass die aktuell geplanten Maßnahmen 
zu einer Emissionsverringerung von 51 
% führen würden – und im Hinblick auf 
die aktualisierten Pläne, die Ende Juni fäl-

lig sind, Nachbesserungen 
eingefordert. Ein Land ist 
der Kommission bis heu-
te (Stand Ende Mai 2024) 
einen Entwurf schuldig ge-
blieben: Österreich.

Gelingen wird die grü-
ne Wende natürlich nur, 
wenn sie sozial verträglich 
gestaltet ist und die Be-
dürfnisse unserer Land-
wirt:innen ebenso im 

Auge hat wie die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Unternehmen. Einen Beitrag 
dazu leistet die Netto-Null-Industrie-
Verordnung. Sie wurde am 27. Mai  2024 
beschlossen und soll Europa zu einem 
attraktiven Standort für saubere Tech-
nologien machen. Schätzungen zufolge 
wird sich allein das globale Marktvolu-
men für Serientechnologien für saube-
re Energie bis 2030 verdreifachen – auf 
rund 650 Milliarden US-Dollar pro Jahr. 
Der Grüne Deal bietet also immense 
wirtschaftliche Chancen, die wir – und 
nicht andere – nutzen sollten. Die EU 
hat auch bewiesen, dass Wirtschafts-
wachstum und Klimaschutz kompatibel 
sind – entgegen der ursprünglich weit 
verbreiteten Annahme. Seit 1990 sind 
die Treibhausgasemissionen um 32,5 % 
zurückgegangen, während unsere Wirt-
schaft um fast 70 % gewachsen ist. 

Nicht zu handeln, kostet viel
Die Umsetzung des Grünen Deals hat 
in den vergangenen Monaten zu kontro-
versen Diskussionen geführt, bei denen 
oftmals – wider die Fakten – Schreckge-
spenste an die Wand gemalt und Bürokra-
tiemonster gesichtet werden. Prominen-
tes Beispiel ist das Renaturierungsgesetz, 
das für die Wiederherstellung geschä-
digter Ökosysteme sorgen soll. 50 % der 
weltweiten Wirtschaftsleistung hängen 
von einer intakten Natur ab. Gerade für 
die Landwirtschaft ist diese überlebens-
wichtig. Insofern ist der Widerstand gegen 
das Gesetz schwer nachvollziehbar, zumal 
70 % der Böden, ein Drittel unserer Bie-
nen und anderer Bestäuber unter Druck 
stehen, ebenso wie 30 % unseres Grund-
wassers. 

Der Grüne Deal ist natürlich eine Mam-
mutaufgabe, die mit Kosten verbunden ist. 
Dass es bei der Frage nach dem „Wie“, 
also den richtigen Umsetzungsschritten, 
Meinungsverschiedenheiten und auch ein-
mal Streit gibt, gehört in einer Demokra-
tie dazu. Nicht leisten können wir es uns 
aber, das „Ob“ infrage zu stellen. Auch 
weil die Kosten des Nicht-Handelns die 
Kosten des Handelns bei weitem überstei-
gen würden. Erstere belasten das österrei-
chische Budget aktuell schon mit 5,4 bis 7 
Milliarden Euro, wie eine Studie des Wirt-
schaftsforschungsinstituts aufzeigt. Letzt-
lich geht es auch um Fairness gegenüber 
künftigen Generationen, die wir durch 
Untätigkeit finanziell extrem zusätzlich be-
lasten würden. In einer aktuellen Euroba-
rometer-Umfrage nennen die Menschen 
in Österreich Klima- und Umweltschutz 
als dringlichsten EU-Handlungsbereich für 
die kommenden fünf Jahre. All das zeigt: 
Spekulationen, die EU werde die Ampel 
beim Grünen Deal auf orange oder gar 
rot schalten, sind haltlos. Der Grüne Deal 
ist gekommen, um zu bleiben. 

Letztlich geht es auch um 
Fairness gegenüber künftigen 
Generationen, die wir durch 
Untätigkeit finanziell extrem 
zusätzlich belasten würden

Wolfgang Bogensberger 

Leiter der Vertretung der Europäischen 

Kommission in Österreich

Haus der Europäischen Union

Wipplingerstraße 35

1010 Wien

+43 1 516 18-341

wolfgang.bogensberger@ec.europa.eu
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The European Green Deal needs a 
voters’ boost
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The European Green Deal was a courageous and much needed initiative, launched as a 
“man on the moon moment”. Yet, vested short-term interests, political point-scoring and 
destructive disinformation damaged the engines and tampered with the compass. The Green 
Deal is struggling to overcome the gravitational pull of the status quo. We can’t stop now or 
turn back. We need to implement the deal, communicate the many benefits of the transition. 
This, and a call by voters, can fuel a second phase – a European Pact for the Future that is 
green and social for a one-planet economy that creates hope for a mission accomplished.

By Patrick ten Brink

As the European Union approaches elec-
tions and EU heads of state and government 
prepare the ‘strategic agenda’ to guide the 
next five years, versions of a new European 
arrangement have been sketched. The Ant-
werp Declaration calls for an industrial deal 
while the La Hulpe Declaration outlines de-
mands for social rights. Yet amid these high-
level debates, the environmental dimension 
has been conspicuously absent.

When setting priorities for the next EU 
legislature, the interconnected climate-bi-
odiversity-pollution crises cannot be swept 

under the carpet. Failing to meet the un-
ion’s green targets would mean giving up on 
all the collective efforts already made – and 
on the EU’s position as a global environ-
mental leader. And climate change, nature 
and pollution impacts will not wait were 
politicians to pause.

Today, environmental civil-society organisa-
tions are standing up to this unacceptable 
omission and advocating a European Pact 
for the Future that continues the green 
deal, integrates and promotes a social deal 
to have all on board, and commit to an in-

dustrial deal for prosperity within planetary 
boundaries, while also embracing actions 
for regional solidarity and EU’s global re-
sponsibility. 

Rendezvous with history
EU leaders must not miss this crucial ren-
dezvous with history. Yet in these times 
of crises and uncertainty, some politicians 
have been fanning the flames.

Disinformation campaigns and abuse of 
economic power undermine elections and 
put democracy at risk. Poverty and pro-
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found inequalities, augmented by inflation, 
have spurred a cost-of-living crisis, eroding 
social cohesion and sparking unrest. The 
economic system has brought wealth for 
some but harsh costs to many and is, every 
year, exacerbating the planet’s degradation, 
the triple climate-biodiversity-pollution cri-
sis and the risks to our future.

It is important to understand the fears of 
some citizens. But the stark choices facing 
humanity underline the need for system 
change. It is not all gloom and resignation 
is not an option. Crucial is to create a pro-
gramme that can engender hope. 

The green agenda is a catalyst for tangible 
improvements in citizens’ daily lives. The 
shift to renewable energies, clean technol-
ogy and circular product development 
will make the economy more resilient 
and competitive while creating millions 
of good-quality skilled jobs. Farmers’ 
and fishers’ livelihoods can be im-
proved through fair prices, agro- and 
pesca-ecological practices, and nature 
protection and restoration.

Fair taxation, decent working condi-
tions and energy-efficient housing can 
boost household incomes. And acces-
sible and sustainable infrastructure, 
along with reparable and toxic-free 
products, can empower individuals to make 
environmentally conscious choices.
Such measures, if well-targeted, can instil 
hope and foster engagement across the 
board. By ensuring that everyone benefits, 
the EU can not only drive positive change 
but also strengthen trust in its leadership.

Moral obligation
EU leaders heed the concerns of business 
and, to a lesser extent, trade unions but 
they should not ignore the concerns of sci-
entists and citizens – especially the young-
est. According to a recent international 

survey, 84 % of 16-25 year-olds are 
worried about climate change, with 
83 % believing people have failed to 
take care of the planet. It is impera-
tive that the current generation em-
braces its responsibilities. There is a 
moral obligation to leave the world 
in a better state for the youth and 
future generations.

Europe’s global strength lies in its 
commitments and respect for the 

rule of law, rooted in robust social and envi-
ronmental norms. This must be built upon, 
not undermined.

European Pact for the Future
European leaders should commit to an 
agenda of hope, an actionable and vi-
able programme for our common future 
which leaves no one behind. We need a 
European Pact for the Future, which must 
reflect the fundamental choice society 
faces and serve as an action plan allowing 
the older generation to bequeath a live-
able world.

A new social contract should embrace 
the vision of living well within planetary 
boundaries and navigate the ecological 
transformation. This means addressing the 

triple planetary climate, biodiversity and 
pollution crisis and reaping the benefits of 
action. It means, seizing circular-economy 
opportunities, benefits from resource ef-
ficiency and sufficiency, and shifting to a 
well-being economy that places citizens’ 
welfare at the forefront. 

Accelerate towards a one-planet economy: 
Support sectors in becoming resilient and 
competitive on sustainability on a global 
scale; drive systemic change through in-
vestments, fair taxation and equitable dis-
tribution of resources; ensure adequate 

funding to support engagement across 
society and make sustainable choices easy 
for individuals and businesses alike.

Promote a just transition: Develop a new 
social deal that leaves no one behind, en-
suring that citizens’ needs are central to 
decision-making; strengthen environmen-
tal democracy by amplifying the voices of 
youth and marginalised groups, fostering 
healthy democratic practices amid global 
challenges.

Show solidarity and embrace responsibili-
ties: Manifest solidarity across a diverse 
EU, prioritising inclusivity and justice in 
green and social deals; commit to global 
justice and forge partnerships to address 
shared challenges effectively.

Implement commitments: Enforce EU leg-
islation to uphold the rule of law and pro-
tect public health; strengthen EU govern-
ance and trust in the European project by 
designating European Commission vice-
presidents to champion green and social 
deals, alongside a commissioner for youth 
and future generations.

With a clear commitment to a green and 
social deal within the boundaries of our 

planet, hope can thrive. The European 
Parliament elections in June 2024 are 
an opportunity for voters to call for 
this and candidates to offer to engage. 
This is a critically important election 
for our common future. To support 
transparency and informed voting, see 
resources on what the EU does for 
you, on the political party voting score-
card, and on how to deal with disinfor-
mation on the EEB website.

Organisations and individuals are 
welcome to sign up for the pact that 

represents our best hope for a sustain-
able and prosperous future. Signing will 
let decision-makers know how serious we 
all are about building a brighter tomorrow 
for ourselves and for generations to come.

European leaders should 
commit to an agenda of 
hope, an actionable and 

viable programme for our 
common future which 
leaves no one behind

Patrick ten Brink 

Secretary General 

European Environmental Bureau (EEB)

Rue des Deux Eglises 14-16

B-1000 Brussels

secretarygeneral@eeb.org

When setting priorities 
for the next EU legisla-
ture, the interconnected 
climate-biodiversity-
pollution crises cannot be 
swept under the carpet
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Assessing the EU’s Green Deal:  
The Struggle for Sustainable 

Development Amidst Regulatory Gaps
Humanity has crossed 6 out of 8 planetary boundaries and EU countries have an outsized 
responsibility in this, both historically and today. Starting at the end of 2019, the EU 
engaged in a massive regulatory programme to lower its impact. Although many targets 
and policies are going in the right direction, major gaps and deficiencies remain. 

European Green Deal 
In December 2019, Commission Presi-
dent Ursula von der Leyen proposed the 
European Green Deal as a new “growth 
strategy” for Europe. The stated aim 
was to “transform the EU into a fair and 
prosperous society ... where there are 
no net emissions of greenhouse gases in 
2050 and where economic growth is de-
coupled from resource use”.1

In the following months, the European 
Commission developed more detailed 

strategies and targets, all for 2030, in-
cluding but not limited to: 
•	 a 55 % reduction in greenhouse gas 

(GHG) emissions, compared to 1990 
levels; 

•	 310 Mt CO2e of net removals in land 
use, land use change and forestry; 

•	 a 50 % reduction in the loss of nutri-
ents; 

•	 a 50 % reduction in pesticide use and 
risk;

•	 at least 25 % of agricultural land used 
for organic farming

•	 a 50 % reduction in plastic litter at 
sea;

•	 a 30 % reduction of microplastics re-
leased into the environment.

The EU went on to produce a host of 
legislation, research programmes and 
financial support to achieve these goals. 

Environmental action programme 
The EU went even further in its little-
known 8th Environmental Action Pro-
gramme (EAP).2 The legislation, agreed 
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with the Parliament and Council, explic-
itly goes beyond the Green Deal and sets 
objectives such as “advancing towards a 
well-being economy that gives back to 
the planet more than it takes”. Among 
the “enabling conditions” are “significant-
ly decreasing the Union’s material and 
consumption footprints to bring them 
into planetary boundaries as soon as 
possible, including through the introduc-
tion of Union 2030 reduction targets, as 
appropriate”. The Programme also asks 
the Commission to develop a “summary 
dashboard that measures economic, so-
cial and environmental progress ‘beyond 
GDP’”. 

In principle, the Environmental Action 
Programme carries more weight than 
the Green Deal, since it is the “EU’s legal-
ly agreed common agenda for environ-
ment policy until 2030”3 and includes an-
nual monitoring obligations that engage 
the European Environmental Agency 
(EEA), the European Chemicals Agency 
(ECHA) and the Commission.

How are we doing on these tar-
gets? 
Let’s not discuss here whether the EU’s 
2030 targets are sufficient and in line 
with best-available science – they are 
certainly not. The important thing is that 
they point out the direction of travel and 
there is an annual assessment showing 
whether we are moving in that direction.

Based on the EEA’s first score-
card,4 two massive failures stand 
out. 

Farming and forestry  
The EU’s farming and forestry 
sectors seem to be going no-
where. The EEA’s first scorecard 
of December 2023,5 when most 
legislation was either final or 
well advanced, shows that tar-
gets related to climate, nutrients 

and organic farming are out of reach. 
When it comes to climate, the EU’s land 
clearly fails to absorb enough carbon 
to achieve the EU’s ‘net’ GHG reduc-
tions. In fact, the so-called carbon sink 
has been shrinking over the past decade 
and planned carbon removals of -310 
MtCO2-eq are way off track. The EEA 
identifies poor forest management as the 
major culprit. 

Nutrient losses are projected to go 
down by 20 to 30 % by 2030. However, 
reductions by a factor of 2 to 3 are need-
ed “to stay within the European share of 
the global safe operating space”.6 Two 

thirds of nitrogen and phosphorus 
pollution come from intensive ag-
riculture where too much manure 
and mineral fertiliser is spread on 
farmland. 

The 25 % target for organic farm-
land is, “with high confidence”, also 
out of reach. A serious effort here 
would benefit biodiversity and soil 

health, as well as lowering pesticide use 
and nutrient losses. Funny enough, the 
Commission – not the EEA – considers 
that the 50 % reduction in pesticide “risk 
and use” is well on track.7 A possible ex-
planation is the flawed indicator chosen 
to measure progress.8 

What has happened? 
Changes in the farming and forestry 
sectors are notoriously hard to achieve, 
and the pressure from vested interests 
is enormous. Governments have been 
slow to apply existing legislation to pre-
serve nature and drinking water, and 
the Commission delayed and weakened 
many initiatives already before farmer 
protests hit. An action plan on nutrient 
management, a framework for sustain-
able food systems and stricter animal 
welfare rules never got published. 

At the same time, the EU even started to 
deregulate the sector. The Commission 
proposed legislation to exempt a new 
generation of genetically modified plants 
from the EU’s health and environmental 
safeguards. This could make it even hard-
er to move the farming sector away from 
today’s input-dependent, industrialised 
practices.9 When the farmer protests 
hit, the Commission pushed the deregu-
lation agenda further and scrapped the 
few environmental safeguards agreed in 
the EU’s Common Agricultural Policy. 

Farming groups representing small and 
organic farmers have made it clear that 
this was not what they wanted, and that 
dropping environmental legislation only 
met the demands of the largest, richest 
farmers.10 Arguably, large landowners 
and the agro-industry managed to weap-
onise small farmers’ protests to set the 
EU agenda to their hand. 

Overconsumption 
The other failure that stands out is fact 
that the EU will be unable to significantly 
reduce its “material footprint” as well as 
its “consumption footprint” that reflects 
a variety of climate and environmental 
impacts.

The material footprint is based on the 
amount of minerals, biomass, metals and 
fossil fuels consumed in the EU, includ-
ing materials extracted outside the EU. 
The indicator stood at 14.8 tonnes per 
capita in 2022. This is more than double 
the level considered safe and just within 
planetary boundaries.11 So far it has in-
creased, not decreased. 

Scientists and NGOs are now calling for 
binding reduction targets for the EU’s 
material footprint,12,13  hoping to address 
one of the root causes of climate change, 

biodiversity loss, water stress and 
pollution.  

Why this poor performance?
The EU Green Deal was built on 
the belief that we can “decouple” 
economic growth from resource 
use. Many politicians and experts 
are still hoping, more or less open-
ly, that we will ‘innovate our way 
out’ by replacing one technology 
with one another, switching from 

In principle, the 
Environmental Action 
Programme carries more 
weight than the Green Deal

When it comes to climate, 
the EU’s land clearly 

fails to absorb enough 
carbon to achieve the EU’s 

‘net’ GHG reductions
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The other failure that 
stands out is fact that 
the EU will be unable to 
significantly reduce its 
“material footprint” as 
well as its “consumption 
footprint” that reflects 
a variety of climate and 
environmental impacts

Vergangenheit & Zukunft

Sources:

1) https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/

TXT/?uri=COM%3A2019%3A640%3AFIN

2) https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/

TXT/?uri=CELEX:32022D0591

3) https://environment.ec.europa.eu/strategy/environment-

action-programme-2030_en

4) https://www.eea.europa.eu/publications/european-

union-8th-environment-action-programme

5) https://www.eea.europa.eu/publications/european-

union-8th-environment-action-programme

6) https://www.eea.europa.eu/publications/is-europe-living-

within-the-planets-limits

7) https://food.ec.europa.eu/plants/pesticides/sustainable-

use-pesticides/farm-fork-targets-progress/eu-trends_en

8) https://www.pan-europe.info/press-releases/2023/08/

eu-citizens-more-risk-pesticides-show-new-eu-statistics-

eu-indicator

9) https://www.greens-efa.eu/en/article/study/the-possible-

deregulation-of-certain-gmos-in-the-eu-what-would-the-

implications-be

10) https://euobserver-com.eu1.proxy.openathens.net/

green-economy/arf1589b03

11) https://eeb.org/wp-content/uploads/2021/10/Green-

mining-report_EEB-FoEE-2021.pdf

12) https://friendsoftheearth.eu/publication/post-growth-

europe-letter/

13) https://caneurope.org/open-letter-sustainable-resour-

ce-management/

14) https://www.eea.europa.eu/soer/2020/at-a-glance

15) https://friendsoftheearth.eu/publication/post-growth-

europe-letter/

16) https://weall.org/designing-public-policy

17) https://www.nature.com/articles/d41586-023-04029-

8#ref-CR4

Franziska Achterberg

Biodiversity Campaigner 

Greens/EFA Group, European Parliament

Rue Wiertz 60

B-1047 Brussels 

+32 2 284 3077

franziska.achterberg@europarl.europa.eu

coal power plants to wind and solar, or 
from fossil fuel vehicles to electric ones.
That this is unrealistic has yet to sink in, 
despite the EEA’s warnings in December 
2019 that “Europe will not achieve its 
sustainability vision of ‘living well, within 
the limits of our planet’ simply by pro-
moting economic growth and seeking to 
manage harmful side-effects with envi-
ronmental and social policy tools.”14 
 
What next? 
Whatever the political context after the 
EU election, it is obvious that the Green 
Deal strategies and laws must be com-
pleted, and EU member states respect 
the law. When the pre-election panic 
subsides, extreme weather events, water 
scarcity and farmers’ woes will still stare 
us in the face. The Environmental Ac-
tion Programme will remain in place, and 
with it the EU’s plan to “live well within 
planetary boundaries”. 

Those who say they defend farmers 
should start by doing so and strengthen 
smallholders’ economic situation. Farm-
ers shouldn’t have to choose between 
unsustainable industrial production or 
bankruptcy. This is not about adding a 
‘social dimension’ to the Green Deal. It is 
an important task in its own right.15  

Perhaps it is time also to move from 
reducing impacts and “correcting mar-
ket failures” to creating something new. 
With most of the EU’s 2030 targets, 
the focus has been on reducing negative 
outcomes, not on building activities that 
don’t produce those in the first place. 
Why not try to shape the economy in 
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a way that fits our needs for well-
being, fairness and democratic 
participation? 

There is no need to invent any-
thing here. A positive outlook 
where farming builds up soil fertil-
ity, water retention and biodiversi-
ty will be more attractive than one 
that simply reduces pollution and 
animal suffering. There is more 
and more guidance and examples 
of how to make policies for a well-
being economy, starting from a 
shared, positive vision.16    

Let’s start by reminding the outgo-
ing – and likely incoming – Com-

mission President of her 2023 words 
that governments should stop misusing 
economic growth as their goal and move 
swiftly to sustainable well-being within 
planetary boundaries.17 She got a stand-
ing ovation, she should remember!

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM%3A2019%3A640%3AFIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM%3A2019%3A640%3AFIN
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:32022D0591
https://environment.ec.europa.eu/strategy/environment-action-programme-2030_en
https://environment.ec.europa.eu/strategy/environment-action-programme-2030_en
https://www.eea.europa.eu/publications/european-union-8th-environment-action-programme
https://www.eea.europa.eu/publications/european-union-8th-environment-action-programme
https://www.eea.europa.eu/publications/european-union-8th-environment-action-programme
https://www.eea.europa.eu/publications/european-union-8th-environment-action-programme
https://www.eea.europa.eu/publications/is-europe-living-within-the-planets-limits
https://www.eea.europa.eu/publications/is-europe-living-within-the-planets-limits
https://food.ec.europa.eu/plants/pesticides/sustainable-use-pesticides/farm-fork-targets-progress/eu-trends_en
https://food.ec.europa.eu/plants/pesticides/sustainable-use-pesticides/farm-fork-targets-progress/eu-trends_en
https://www.pan-europe.info/press-releases/2023/08/eu-citizens-more-risk-pesticides-show-new-eu-statistics-eu-indicator
https://www.pan-europe.info/press-releases/2023/08/eu-citizens-more-risk-pesticides-show-new-eu-statistics-eu-indicator
https://www.pan-europe.info/press-releases/2023/08/eu-citizens-more-risk-pesticides-show-new-eu-statistics-eu-indicator
https://www.greens-efa.eu/en/article/study/the-possible-deregulation-of-certain-gmos-in-the-eu-what-would-the-implications-be
https://www.greens-efa.eu/en/article/study/the-possible-deregulation-of-certain-gmos-in-the-eu-what-would-the-implications-be
https://www.greens-efa.eu/en/article/study/the-possible-deregulation-of-certain-gmos-in-the-eu-what-would-the-implications-be
https://euobserver-com.eu1.proxy.openathens.net/green-economy/arf1589b03
https://euobserver-com.eu1.proxy.openathens.net/green-economy/arf1589b03
https://eeb.org/wp-content/uploads/2021/10/Green-mining-report_EEB-FoEE-2021.pdf
https://eeb.org/wp-content/uploads/2021/10/Green-mining-report_EEB-FoEE-2021.pdf
https://friendsoftheearth.eu/publication/post-growth-europe-letter/
https://friendsoftheearth.eu/publication/post-growth-europe-letter/
https://caneurope.org/open-letter-sustainable-resource-management/
https://caneurope.org/open-letter-sustainable-resource-management/
https://www.eea.europa.eu/soer/2020/at-a-glance
https://friendsoftheearth.eu/publication/post-growth-europe-letter/
https://friendsoftheearth.eu/publication/post-growth-europe-letter/
https://weall.org/designing-public-policy
https://www.nature.com/articles/d41586-023-04029-8#ref-CR4
https://www.nature.com/articles/d41586-023-04029-8#ref-CR4
http://www.eu-umweltbuero.at/newsletter
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Between sowing and harvesting comes 
nurturing and protection  

Advancing the just transition framework in 
the European Green Deal

When the European Green Deal was an-
nounced in 2019, concerns about ensur-
ing that the transition to a green economy 
would be just and inclusive figured promi-
nently. The flagship programme of the 
Commission came with three taglines: 
•	 no net emissions of greenhouse gases 

by 2050
•	 economic growth decoupled from re-

source use
•	 no person and no place left behind

But what exactly is meant with “leaving 
no person and no place behind”? And 
how did the intentions behind the oft-
mentioned considerations of fairness and 
social inclusion translate into the EU’s 

policy instrumentarium? In the OSE re-
search paper “The European Green Deal 
and the ‘Leave No One Behind’ principle: 
state of the art, gaps and ways forward”, 
Sebastiano Sabato (European Social Ob-
servatory) and myself investigated how 
the ‘leaving no one behind’ principle was 
taken into account in the different macro-
areas and policy instruments that gave 
shape to the European Green Deal as it 
stands today.

The field of just transition spans various 
soil types, potential crops, and farming 
methods: different people, groups and 
organisations attribute a different scope, 
emphasis, and policy implications to this 

still contested concept. In our study, we 
therefore approached the concept em-
pirically, disentangling from textual analysis 
what the EU means by a fair transition or 
by leaving no one behind. Reviewing: 

1.	 the strategic documents (mostly 
from the 2020-2021 period) outlin-
ing the agenda for each of the 9 mac-
ro areas (in the most generic terms: 
climate, energy, industry & circular 
economy, buildings, mobility, food 
system, ecosystems and biodiversity, 
zero pollution, plus green finance and 

By Josefine Vanhille, drawing on joint work with Sebastiano Sabato
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Just Transition

At the current moment, the 
EU just transition framework 
can certainly be considered 

incomplete, unbalanced, 
underfunded, fragmented, 

with many blind spots

investment); 
2.	 the different instruments employed 

to translate the Green Deal to pol-
icy (roughly between 2021 and end 
2023; including regulations, directives, 
recommendations, guidance docu-
ments, and a charter); and 

3.	 key assessments and evaluations of 
social aspects of the EGD by EU in-
stitutions and bodies, think thanks, 
NGOs and academia. We covered 
the widest field area possible, con-
sidering all fragments and features 
where social and green transition ob-
jectives, concerns or policies are ad-
dressed simultaneously (explicitly or 
implicitly).

Distinguishing between different types of 
vulnerabilities that are identified and tar-
geted (people living in poverty,  vulnerable 
workers, vulnerable businesses/sectors, 
vulnerable territories, the gender 
dimension, and other vulnerable 
citizens) and between the differ-
ent ‘welfare state functions’ that 
are drawn upon (the benchmark-
ing function, the enabling function, 
the buffering function, and the con-
sensus building or conflict manage-
ment function), we could charac-
terize the different ways, and their 
relative weight, in which the imple-
mentation of the EGD is taking the 
social dimension into account.

We find that, since the publication of the 
EGD Commission Communication in 
2019, an EU just transition framework 
is emerging. This framework is made up 
of a few EU initiatives explicitly aimed at 
ensuring a just transition (i.e. at addressing 
certain social challenges emerging from 
the green transition and, in some cases, 
providing funding for this purpose – the 
Just Transition Fund and the Social Climate 
Fund as main examples) and of some pro-
visions mainstreaming (to varying extents) 
just transition considerations into initia-
tives implementing the EGD (e.g. the Re-
vised Energy Efficiency Directive and the 
Revised Renewable Energy Directive, or, 
to a lesser extent, the Recovery & Resil-
ience Facility). In the relatively short time 
period at hand, the development of such 
an EU framework is not a negligible result.

Nevertheless, this emerging EU just tran-
sition framework is still insufficient when 

compared to the magnitude of the 
challenges that are identified, and the 
objectives that are put forward. At the 
current moment, the EU just transition 
framework can certainly be considered 
incomplete, unbalanced, underfunded, 
fragmented, with many blind spots. First 
seedlings have sprouted, that will require 
nurturing and protection, all the while 
there’s still plenty of space for more, di-
verse, and fruitful crops. Besides ensur-
ing full implementation, this framework 
should be significantly broadened, and 
made more effective. In complement to 
merely correcting for socially undesirable 
impacts of green policies, we can think 
of ‘just transition’ as the framework for 
conceiving social and environmental aims 
in integrative manner, drawing on their 
synergetic potential and avoiding coun-
terproductive conflicts or trade-offs. 

The options are legion: knowledge can be 
strengthened, social-ecological indicators 
can be refined, monitoring can be made 
more stringent, governance arrange-
ments can be adapted to include these 
concerns more prominently, cooperation 
between respective councils (EPSCO, 
ENV) and their committees can be en-
hanced, fora for more ambitious citizen 
participation and social dialogue can be 
constructed, additional funding strategies 
can be designed, and more innovative 
sustainable welfare policy options can be 
explored.

Yet, the challenges for this broadening 
and increasing effectiveness are multiple. 
The economic, political, and geostrategic 
shifts since 2019 have pushed environ-
mental ambition and social fairness out 
of the limelight of current mainstream 
discourse. This can provoke the question 
of what place the just transition will hold 

in the strategic agenda of the next Euro-
pean Commission.

And yet: we should not underestimate 
how well the seedling policy programmes 
are rooted. In regulation, directives, and 
guidelines, but also in the soil of available 
scientific evidence. Whether analysis oc-
curs through the conceptual lens of just 
transition, sustainability, or safe earth sys-
tem boundaries: it is repeatedly shown 
how  human prosperity, social justice and 
environmental sustainability are intrin-
sically interwoven. All policy measures 
unavoidably impact each of these dimen-
sions. The effectiveness and success of 
transition policy approaches therefore 
depends on the degree to which they are 
able to see these dimensions as insepa-
rable, and on the degree to which the 
responses are designed in an integrative 
way. 

Discursive prevalence or not, the 
emerging framework on just tran-
sition – most comprehensively ex-
emplified in the 2022 Council Rec-
ommendation on ensuring a fair 
transition towards climate neutral-
ity - provides a thorough and fea-
sible basis to build further upon. 
Solidifying the EU framework for 
just transition will give guidance 
and capacity to mainstream it in 
the broad range of policy instru-
ments and domains, from finance 

to governance, from food to biodiversity. 

When faced with uncertainty - wheth-
er from geopolitical shocks, extreme 
weather or social and economic cascad-
ing effects - a framework that is properly 
tuned to genuine societal goals might just 
make the most chance to lead to a pro-
lific harvest whose fruits no one will be 
denied. 

Josefine Vanhille

Post-doctoral researcher at the Centre for 

Social Policy

University of Antwerp

Sint Jacobstraat 2

B-2000 Antwerp

+32 3 265 57 98

josefine.vanhille@uantwerpen.be
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Das Projekt strahlt, so wie die 
goldenen Sterne auf azurblauen 

Grund
Gerade befinde ich mich auf dem Weg von einer Veranstaltung in Süddeutschland zurück 
in meine Wahlheimat Brüssel. Mit Blick auf den Schwarzwald lasse ich meine Gedanken 
in die Zeit nach der Europawahl schweifen. Auch dank unserer Aufklärungsarbeit blieb 
der prognostizierte Rechtsruck aus. Die Wahlbeteiligung war weiter angestiegen. Unsere 
Webseiten mit den Informationen zum Abstimmverhalten und dem Klimawahlcheck waren 
vor der Europawahl mehrfach unter hoher Nachfrage zusammengebrochen. Gerade die 
Erstwähler*innen ab 16 wählten mehrheitlich Parteien, die sich für Natur, Umwelt und 
Klima stark machen wollen. Was erwartet uns in dieser Zukunft?

Die Natura 2000 Flagge weht 
allerorten
Klar, die Wetterextreme sind weiter-
hin spürbar. Aber gleichzeitig lässt eine 
Welle von Maßnahmen Europa bildlich 
ergrünen. Dies ist vor allem auf ver-
schiedene EU-Gesetze zurückzuführen.

Das EU Nature Restoration Law, be-
reits vom alten Parlament gebilligt, war 
beim Umweltrat im Juni final bestätigt 

worden. Dieses Gesetz ist einer der 
Katalysatoren für resiliente Ökosys-
teme und damit den Schutz unseres 
Wohlstands. Koordiniert durch den 
Bund, werden nun im ganzen Land 
unverträgliche Planungen überprüft, 
Gelder bereitgestellt, und beschleu-
nigt neue Renaturierungsprojekte 
geschnürt. Städte und Gemeinden 
widmen Parkplätze um in Stadtnatur, 
bestehende Verbauungen von Flüssen 
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Von Raphael Weyland

Der Torfabbau wurde 
eingestellt, die 

Wiedervernässung 
von früher 

trockengelegten 
Mooren eingeleitet
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Naturschutz

werden – natürlich dauert dies eine 
Weile – zurückgebaut. Der Torfabbau 
wurde eingestellt, die Wiedervernäs-
sung von früher trockengelegten Moo-
ren eingeleitet. 

Gleichzeitig spinnt sich ein mit dem 
bloßen Auge erkennbares Netz grüner 
Infrastruktur quer übers Land und die 
Landesgrenzen hinweg zu den euro-
päischen Nachbarn. Klar, die Grundla-
ge für Natura 2000 war mit den EU-
Naturschutzrichtlinien seit Langem 
gelegt. Der Wunsch der Europäischen 
Volkspartei, diese Richtlinien erneut 
überprüfen zu lassen, wurde aber 
gleich zu Beginn der Legislatur mehr-
heitlich zurückgewiesen. Stattdessen 
werden diese Gebiete mit den darin 
vorkommenden Arten und Habitaten 
nun, auch dank der Beschwerden von 
Verbänden wie dem NABU und dar-
aufhin eingeleiteten Vertragsverlet-
zungsverfahren der EU-Kommission, 
effektiv erhalten. 

Hilfreich hierfür ist auch der neue 
EU-Naturschutz- und Wiederherstel-
lungsfonds, der im EU-Langfristhaus-
halt für die Zeit nach 2027 geschaffen 
wurde. Dieser baut auf die Erfahrun-
gen mit dem nationalen Aktionspro-
gramm Natürlicher Klimaschutz auf. 

Der Großteil der Naturschutzgebiete 
ist dabei für Bürger*innen weiter er-
lebbar; lediglich die dem Gebietszweck 
widersprechende Übernutzung wurde 
dort beendet. Um die Schutzgebiets-
ziele des globalen Montreal-Abkom-
mens und der EU zu erfüllen, wurde 
das Gebietsnetz um neue „Filetstücke“ 
für die Natur und auch die in verschie-
denen Ländern geplanten National-
parke ergänzt und bestehende Lücken 

im Netz geschlossen. Die Bedeutung 
und Verortung der Gebiete, ja der eu-
ropäische Gedanke dahinter, wird den 
Bürger*innen nun durch große Natura 
2000-Flaggen nahegebracht, die rund 
um die Gebiete herum wehen. 

Der Schutz der Ressource Wasser 
wird vorangetrieben. Grundvoraus-
setzung war, die Energie nicht für eine 
Revision der Wasserrahmenrichtlinie 
zu verschwenden. Stattdessen wurde 
endlich eine Umsetzungsoffensive 
gestartet. Zudem soll die neue Legis-
latur genutzt werden, um das Verur-
sacherprinzip durch gesetzliche Vor-
gaben umzusetzen. Schließlich sollen 
auch gewerbliche Nutzer*innen ihre 
Kosten tragen. Quantitative Ziele 
sorgen für eine faire Wasservertei-
lung auch in der Landwirtschaft, um 
die Bevorzugung industrieller Groß-
bauern etwa durch „Megabassins“ zu 
verhindern.

Das große Ganze
Ja, in dieser Legislatur erfolgt 
kein umfangreiches Geset-
zesfeuerwerk an neuen Um-
welt- und Klimagesetzen wie 
in den vergangenen 5 Jah-
ren. Gleichwohl stimmte die 
neue EU-Kommission, un-
terstützt vom Europäischen 
Parlament, auch nicht in eine 
Deregulierung von Umwelt-
standards im Namen angeb-
licher Wettbewerbsfähigkeit 
ein. Stattdessen fokussierte 

sie sich unter anderem auf das Thema 
Rechtsstaatlichkeit, und schaffte hier-
für die Position einer Vizepräsident*in. 
Bürgerbeteiligung und Transparenz 
wurden gestärkt, die einzelnen Schrei-
ben der Vertragsverletzungsverfahren 
werden nun veröffentlicht.
 
In der letzten Legislatur liegengeblie-
bene Initiativen wie die Novelle der 
REACH-Chemika l ien-Verordnung 
wurden selbstredend wieder aufge-
nommen. Mit den bereits verabschie-
deten Zielen für 2030, 2040 und 2050 
ist im Bereich Klimaschutz ebenfalls 
die Grundlage gelegt, effektive Sek-
tormaßnahmen folgen zu lassen. Wie 
es mit der Gemeinsamen Agrarpolitik 
der EU (GAP) weitergegangen ist, ist 
indes leider nicht bekannt. Dies scheint 

aber auch nicht mehr so wichtig, weil 
Naturschutzfinanzierung auf eigene 
Füße gestellt wurde, und Ordnungs-
recht eine ausreichende Baseline setzt 
für den Schutz von Natur und Klima. 

Zu guter Letzt : Mein ICE ist natürlich 
nicht verspätet . Aber wenn er dies zu-
künftig sein sollte: die Verkehrspolitik ist 
europäisiert , so dass ich in Köln mit mei-
nem Ticket problemlos auf den Eurostar 
hätte ausweichen können. Insgesamt ist 
die Taktung verbessert , Durchbuchun-
gen sind problemlos möglich. Lasst uns 
gemeinsam an dieser Idee arbeiten, und 
die goldenen Sterne auf ihrem azurblau-
en Grund zum Strahlen bringen!

Der Schutz der Ressource 
Wasser wird vorangetrieben. 
Grundvoraussetzung war, die 
Energie nicht für eine Revision 
der Wasserrahmenrichtlinie 
zu verschwenden

Raphael Weyland  

NABU Büroleiter Brüssel

NABU (Naturschutzbund Deutschland) e.V. 

Charitéstraße 3

D-10117 Berlin

+ 32-22-80 08 30

raphael.weyland@nabu.de  

Mit den bereits 
verabschiedeten 

Zielen für 2030, 2040 
und 2050 ist im 

Bereich Klimaschutz 
ebenfalls die Grundlage 

gelegt, effektive 
Sektormaßnahmen 

folgen zu lassen



14

Green Deal

Der Europäische Green Deal und 
seine Bedeutung für erneuerbare 

Energie
Seit seiner Aufstellung 2019 ist der Green New Deal in der strategischen Ausrichtung 
der EU, in ihren Zielsetzungen und den vorgeschlagenen Maßnahmen für Klimaschutz 
und den Ausbau erneuerbarer Energie wirksam geworden. Daran haben auch Corona 
und die Energiepreis-Krise nichts geändert. Sein Erfolg hängt aber letztlich an den 
Bemühungen der einzelnen Mitgliedsstaaten. In Österreich liegt dieser Ball beim Bund und 
den Bundesländern. 

Mit dem Europäischen Green Deal (EGD) 
legte die EU-Kommission im Dezember 
2019 eine Strategie vor, um Europa als 
ersten Kontinent bis 2050 klimaneutral zu 
machen und zielt damit auf eine umfas-
sende Transformation der europäischen 
Wirtschaft ab. Neben ambitionierten Kli-
maschutzzielen bis 2030 und 2050 bildet 
die „Versorgung mit sauberer, sicherer 
und erschwinglicher Energie“ einen we-
sentlichen Bestandteil seiner Agenda mit 
Auswirkungen auf bestehende ebenso 
wie neu zu fassende Gesetze sowie um-
fangreiche Investitionen.

Bereits im März 2020 sollte die Corona-
Pandemie Themen wie Klimaschutz und 

Energiewende zurückdrängen und be-
scherte dem EGD einen holprigen Start. 
Doch gelang es der Kommission immer-
hin aus dem „NextGenerationEU“-Pro-
gramm, das sich insgesamt auf 750 Milliar-
den belief und für die pandemiebedingte 
Wirtschaftskrise zum Einsatz kommen 
sollte sowie dem siebenjährigen Finanz-
rahmen (Gesamthöhe 1,21 Billionen 
Euro), ein Drittel der Investitionen für den 
EGD und im Kampf gegen den Klimawan-
del zweckzubinden.1

Die konkrete Überarbeitung und Neu-
fassung von Gesetzen, wie vom EGD vor-
gesehen, wurde mit dem Fitfor55-Paket 
von der EU-Kommission am 14. Juli 2021 

präzisiert. Die enthaltenen Vorschläge zie-
len auf die Senkung der Treibhausgasemis-
sionen um 55 % bis 2030 im Vergleich zu 
1990. Das Paket liefert Rechtsinstrumen-
te für die Verwirklichung der am 30. Juni 
2021 im Europäischen Klimaschutzgesetz 
vereinbarten Ziele. Neben Regelungen 
zum Emissionshandel, Maßnahmen zur 
Reduktion von CO2 im Verkehrssektor 
und einer klimafreundlichen Steuerpolitik 
bildete die Nutzung erneuerbarer Energie 
einen wesentlichen Teil dieses Pakets. 

Die durch den russischen Angriff auf die 
Ukraine bedingte Energie(preis)krise 
verlieh dem Green Deal und damit dem 
Ausbau erneuerbarer Energie zusätzliche 
Relevanz und Dringlichkeit, ging es doch 
nicht mehr „nur“ um Klimaschutz, son-
dern seit den enormen Preissteigerungen 
bei fossilem Gas, Öl und Strom von 2022 
und 2023 um Energieunabhängigkeit und 
Versorgungssicherheit. Die Instrumente 
zur Bewältigung der wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Pandemie wurden des-
halb ergänzt um die Dimensionen des 
REPowerEU-Plans vom Mai 2022: die 
Verbesserung der Energieeffizienz, eine 
diversifizierte Energieversorgung und 
den beschleunigten Ausbau erneuerba-
rer Energie. Im Grunde bestärkte die EU 
mit diesem Plan ihre Vorhaben aus dem 
„Fitfor55“-Paket und verknüpfte seine 
Umsetzung jetzt mit dem „NextGenera-
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Von Martina Prechtl-Grundnig

Ausbauziele laut Vorgaben der EU. Das 
Ziel für 100 % erneuerbaren Strom wurde 
hingegen auf nationaler Ebene festgelegt.
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tionEU“-Programm zur wirtschaftlichen 
Krisenbewältigung, der darin verankerten 
Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery 
and Resilience Task Force) und dem Zu-
gang zu 225 Milliarden Euro an bisher 
nicht genutzten Darlehen der Fazilität.2  

Im Grunde genommen hat diese Ener-
giekrise in der EU zweierlei Momentum 
herbeigeführt: kurzfristig ging es um die 
Sicherung der Erdgasversorgung durch 
Bevorratung und um die Diversifizierung 
der Bezugsquellen auf EU-Ebene. Zugleich 
hat der Ausbau erneuerbarer Energie auf 
EU-Ebene für den langfristigen Aufbau 
von Energieunabhängigkeit noch nie zuvor 
so ambitionierte Ziele und derart günsti-
ge Rahmenbedingungen und Instrumente 
gesehen.

Diese Tendenz hat ihren konkreten Nie-
derschlag gefunden sowohl in der vorü-
bergehenden Notfall-Verordnung vom 
Dezember 2022 zum beschleunigten 
Ausbau erneuerbarer Energie und den 
Bemühungen um kürzere und effiziente-
re Genehmigungsverfahren. Im weiteren 
Verlauf dann mit der im November 2023 
in Kraft getretenen dritten Überarbeitung 
der Richtlinie für erneuerbare Energien 
(RED III). 

Mit der RED III wurde festgelegt, dass der 
Erneuerbaren-Anteil am Bruttoendener-
gieverbrauch in der EU von derzeit 22 % 
auf mindestens 42,5 % gesteigert werden 
soll, besser sogar 45 %. Für Österreich be-
deutet diese Vorgabe eine Steigerung des 
eigenen Erneuerbaren-Anteils von 36,4 
(Stand 2021) auf mindestens 60 Prozent 
innerhalb der nächsten sechs Jahre. Der 
Anteil erneuerbarer Energie im Gebäu-
debereich (Heizen, Warmwasser, Kühlen) 
soll für die EU bis 2030 auf 49 % anstei-
gen, was umgerechnet für Österreich 
einen Erneuerbaren-Anteil von ca. 70 % 
im Jahr 2030 bedeutet. Das entspricht 
einer Verdopplung des aktuellen Wertes 
von 35,5 %. Auch soll die RED III dazu bei-
tragen, das festgelegte Unionsziel zur Er-
zeugung von jährlich 35 Mrd. m3 nachhal-
tigem Biomethan bis spätestens 2030 zu 
erreichen. Beim Strom hat sich Österreich 

selbst das Ziel gesetzt, zu 100 % erneuerbar 
zu sein. Hier braucht es bis 2030 einen 
zusätzlichen Ausbau von 34 bis 39 Terra-
wattstunden. 

Höhere Ziele für den Anteil erneuerbarer 
Energie am Gesamtenergieverbrauch der 
EU und für den Gebäudebereich wurden 
verbindlich ausgegeben. Rechtliche Rege-
lungen wie das überragende öffentliche 
Interesse für den Ausbau erneuerbarer 
Energie und der dazugehörigen Infra-
struktur wurden ebenso festgelegt wie 
die verpflichtende Ausweisung von Be-
schleunigungsgebieten, also den notwen-
digen Flächen zur Energieerzeugung aus 
Erneuerbaren.

Sehen wir die RED III als die Konkretisie-
rung des Green Deals für den Bereiche 
erneuerbarer Energie wurden die Aus-
baubedingungen für die Bereiche Pho-
tovoltaik und Windenergie zunehmend 
verbessert, während andere Technolo-
gien wie Bioenergie – durch eine Ver-
schärfung der Nachhaltigkeitskriterien – 
oder Wasserkraft – im ersten Entwurf 
der Taxonomie-Verordnung mit Erdgas 
und Atomkraft als „Brückentechnolo-
gie“ eingeordnet – auch Erschwernisse 
erfahren haben.3 Ebenfalls als schwierig 
erweist sich bisher noch der Aufbau 
einer EU-weit einheitlichen Datenbank 
für Herkunftsnachweise erneuerbare 
Gase.

Möglichkeiten und Herausforde-
rungen des Übergangs zu einer 
nachhaltigen Energieversorgung
Warum es sich aus Sicht der Energiever-
sorgung lohnt, den Green Deal weiter-
zuverfolgen? 

Die Verfügbarkeit sauberer Energie in 
Österreich und in der EU wirkt sich in 
den Dimensionen Energieunabhängigkeit 
und Dekarbonisierung aus. Diese Dimen-
sionen hängen mit zentralen gesellschaft-
lichen Aspekten zusammen: 
•	 Versorgungssicherheit (also die Si-

cherheit Energie zuverlässig zu be-
ziehen mit hohen Effekten auf die 
Leistbarkeit), 

•	 wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit 
und 

•	 politische Unabhängigkeit. 

Weniger fossile Importe, weniger Emis-
sionen, und die Verringerung einer Sicher-
heits- wie geopolitischen Verletzlichkeit. 
Auch sind die Effekte in der Transforma-
tion selbst zu finden: Transformation er-
fordert Investitionen, der Umbau braucht 
Arbeit, Forschung, Innovation. 

Die größte Herausforderung beim Über-
gang zu einer nachhaltigen Energieversor-
gung, die Klimaneutralität zum Ziel hat, ist 
der politische Wille auf Ebene der Mit-
gliedsstaaten und in Österreich selbst ein 
übergreifender Konsens zur Umsetzung 
der Energiewende. Konkret braucht es 
einen zuverlässig förderlichen rechtlichen 
Rahmen für Projekte zur Energiewende 
und der dazugehörigen Infrastruktur und 
zum Ausstieg aus Gas und Öl. Und in Ös-
terreich ganz besonders: das abgestimmte 
Vorgehen der Bundesländer im Einklang 
mit den nationalen Zielen (die wiederum 
die EU-Ziele widerspiegeln sollten). 

Denn alle EU-Richtlinien können nur so 
wirksam sein, wie sie auf nationaler Ebene 
Umsetzung finden. Dabei scheinen Fris-
ten der EU zumindest in Österreich keine 
Rolle zu spielen, Aussichten auf Vertrags-
verletzungsverfahren haben keine abschre-
ckende Wirkung und wann sie zum Einsatz 
kämen, ist unklar.
 
Die EU ist wichtiger Wegweiser und mit 
dem Green New Deal ganz klar Vorreiterin 
in Sachen „Mit Energiepolitik zur Klimaneu-
tralität und wirtschaftlicher Resilienz“. Was 
in Österreich davon wirklich ankommt, liegt 
am Bund, liegt an den Ländern. 

Martina Prechtl-Grundnig

Geschäftsführerin  

Erneuerbare Energie Österreich (EEÖ)

Franz Josefs Kai 13/12  

1010 Wien

www.erneuerbare-energie.at

martina.prechtl@erneuerbare-energie.at

1) Dröge, Susanne: Der europäische Green Deal Ziele, Hintergründe und globale Dimension, APuZ Nr. 03-04/2022 https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/green-new-

deals-2022/345729/der-europaeische-green-deal/ 

2) https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-recovery-plan/repowereu/ 

3) https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3541

http://www.erneuerbare-energie.at
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/green-new-deals-2022/345729/der-europaeische-green-deal/  
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/green-new-deals-2022/345729/der-europaeische-green-deal/  
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-recovery-plan/repowereu/ 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3541
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Green Deal

A trailblazer for the ecological transition 
How a European Pact for the Future can ensure 

leadership for sustainable development and 

global justice
As the European Union approaches elections, discussions about the next set of political 
priorities are paramount. Some political leaders want to sweep the climate-biodiversity-
pollution crisis under the carpet. The fact that extreme poverty and inequality have been 
on the rise since 2019 also often go unnoticed – putting the achievement of the Sustainable 
Development Goals (SDGs) and the 2030 Agenda even more at risk. Civil society stands 
up for a European Pact for the Future, a green and social deal for a one-planet economy. 
The Pact puts a clear emphasis on global justice and asks to keep long-term sustainability 
at the top of political priorities.

The EU and its Member States’ policies, 
economic practices, trade patterns and con-
sumption choices can all have positive or 
negative impacts on the rest of the world. 
Negative externalities include climate change 
effects, environmental and social impacts of 
raw material extraction or health impacts 
caused by highly hazardous chemicals and 
pesticides made in Europe. EU policies can 
have a major positive impact, too, where 
they lead to improved environmental, social 
and human rights standards in the supply 
chains of those selling on the EU market or 
where trade creates value and decent work 
in third countries. The EU can enter partner-
ships at eye level and drive the localisation of 
aid, share technology and knowledge under 
fair and equal terms to increase wellbeing 
and health and enable other countries’ path 
to decarbonisation and de-pollution. Walk-
ing the talk of the European Green Deal’s 
objectives can increase the EU’s credibility in 
international negotiations – as seen in the ad-
ditional EU heft and impact on the Kunming-

Montreal Global Biodiversity Framework or 
the launch of negotiations towards a global 
Plastics Treaty.  

Going forward, the EU must recognise that 
historical injustices and inequalities persist 
today and embrace responsibility for the 
wrongs of the past. The EU should mini-
mise its negative impacts globally to ensure 
fair conditions for trade and balanced fi-
nancial flows between the Global North 
and South. It has an opportunity to lead 
by example, to learn from others’ lead-
ership and to cooperate on the common 
challenges at eye level with its partners in 
the Global South. As an integral part of 
the European Pact for the Future, we are 
asking for the next legislative cycle that all 
EU internal and external policies should be 
guided by human rights, equity and global 
justice.

First, the EU should fully implement the 
promises made in the context of the Sus-
tainable Development Goals (SDGs) and 
the 2030 Agenda and commitments un-
der the Paris Agreement, the Global Bio-
diversity Framework, the Global Frame-
work on Chemicals and all environmental 
agreements to demonstrate responsibility 
and respect for global processes and the 
community of actors trying to construct a 
better future. Consistency and leading by 
example are important for credibility.  

Internationally, the EU should systematically 
invest in supporting and strengthening ties 
and the global rules-based system to avoid 
demagogues, autocrats and conflicts from 
eroding multilateralism, global partnership 
and peace. We need the EU and Member 
States to be the leading voice of environ-
mental multilateralism, going into negotia-
tions with high ambition, for instance the on-
going negotiations of a Global Plastics Treaty, 
putting funding to international processes, 
building strong partnerships with countries 
in the Global South and speaking up for 
meaningful engagement of civil society. We 
need the EU to set the global environmental 
agenda on emerging issues such as the need 
for resource governance or the regulation of 
chemicals at global level. 

The EU can accelerate global “Green Deal” 
diplomacy by positioning itself as a global 
frontrunner. It can promote dialogue and 
cooperation with like-minded countries 
around the world and build new partner-
ships to encourage de-pollution and decar-
bonisation of industrial production. It can 
do so by securing “reciprocity clauses” going 
beyond carbon emissions to oblige compa-
nies willing to enter the EU Single Market to 
comply with social and environmental stand-
ards. Such policies need to be developed 
in close cooperation with our partners to 
make sure their concerns and needs are fully 
understood and accounted for. 
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By Patrizia Heidegger

The EU can accelerate 
global “Green 
Deal” diplomacy by 
positioning itself as 
a global frontrunner
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Globale Zusammenarbeit

While we roll out strong policies to use 
the power of the EU’s market, we should 
closely collaborate with low-income coun-
tries to prevent and reduce negative im-
pacts on economic development caused by 
EU measures, such as the Carbon Border 
Adjustment Mechanism (CBAM) or the 
Deforestation Law. Monies levied through 
CBAM need to be fully reinvested in decar-
bonisation measure in low-income coun-
tries or the Loss and Damage Fund (LDF). 

In 2024-2029, the EU will have to roll out its 
Fit-For-90 package to make sure we can de-
liver on our carbon neutrality commitment. 
While we have shown that the EU can 
reach net zero by 2040, the EU must de-
colonialise decarbonisation. That means, we 
need to become true partners for coun-
tries in the Global South supporting their 
transition to net zero. We cannot support 
energy imports from Global South coun-
tries where those are unable to fulfil the 
basic energy needs of their own population 
or where energy production undermines 
those countries’ biodiversity, nature protec-
tion, food production or water resilience. 
Africa cannot be the EU’s source of cheap 
renewable energy and green hydrogen be-
fore all Africans have access to affordable 
green energy themselves.

In many ways, trade structures and imbal-
ances set up in colonial times still impact 
the flow of resources, goods and money 
globally. Today, the global North drains 
commodities worth $2.2 trillion every 
year from the Global South. That amount 
of money would be enough to end ex-
treme poverty, globally, fifteen times over, 
and is a stark illustration of the need for 
global justice and equity. The EU’s trade 
policy needs to be reoriented at ensur-
ing partner countries in the Global South 
are not forever locked at the bottom of 
the global value chain by providing cheap 
resources and labour, with most profits 

flowing to the North. The 
EU needs to end unfair trad-
ing practices and refocus trade 
on delivering wellbeing for 
people in respect of planetary 
boundaries. 

To make supply chains fair, we 
need to implement the new 
Sustainable Corporate Due 
Diligence Directive and sup-
port member states in trans-

posing it into national legislation to stop 
human rights violations and environmen-
tal harm caused by European supply and 
value chains. 

The EU needs to work towards a reform 
of the global financial architecture, towards 
ending the debt spiral in which many coun-
tries in the Global South are locked in. 
Many low-income countries are falling into 
a vicious cycle of debt and austerity, that 
only exacerbates the multiple crises. The 
EU needs to champion a new international 
debt resolution mechanism. 

Sufficient public money for the green and 
just transition depends on income from 
tax. We need the EU to end its resistance 
against a global tax framework, a tool which 
is supported by an overwhelming majority 
of states in the UN General Assembly. It is 
needed to ensure international tax coop-
eration, going beyond the OECD frame-
work which is dominated by the wealthy 
economies and has not prevented multina-
tionals from channeling money through tax 
havens. The Tax Justice Network warned 
that countries could lose nearly $5 trillion 
in tax revenue over the next decade due to 
tax havens. The U.K., the Netherlands, Lux-
embourg and Switzerland are among the 
countries enabling the loss of public money 
– all four are also members of the OECD. 

Privileged countries need to pay a fair share 
for the mitigation and adaptation of envi-
ronmental damage, in line with their dis-
proportionate responsibility for breaching 
planetary boundaries. Financial flows need 
to be reversed to flow from those coun-
tries that have benefited most from the 
unjust structures to those that have been 
disadvantaged. The EU and Member States 
must engage fully in the Climate Loss and 
Damage Fund (LDF). We need to EU to 
drive decision-making at international level 
to tap into new funding sources including 

new taxes and levies, for instance, levies on 
fossil fuel extraction. Historic responsibili-
ties should be explored also in other areas 
such as fisheries and minerals extraction.

As one of the leading actors in international 
development cooperation, the EU needs to 
ensure that funding for sustainable develop-
ment is fully aligned with its objectives of 
carbon neutrality, zero pollution and bio-
diversity and nature protection and that all 
projects funded by EU monies deliver on 
gender equality and social justice with a clear 
human rights-based approach. We need the 
EU to champion the localisation of aid, as 
currently just above 2 % of donor money 
goes to local organisations with the biggest 
chunk of international cooperation funds still 
channelled to governments, agencies, and 
organisations operating internationally. 

Finally, the EU needs to make sure our prod-
ucts do not pollute people and nature in 3rd 

countries. The EU should stop the export 
of harmful chemicals, including pesticides if 
it does not allow them to be used here, nor 
import products it does not authorise pro-
duction of within the EU. This protects hu-
man health and ensures coherence and EU 
credibility. We need to ramp up the Waste 
Shipment Regulation and its implementation 
to stop the export of waste to the Global 
South, where hidden as items for the sec-
ond-hand market. We finally need to make 
sure; the EU does use the Global South as 
its chunk yard.

In summary, the EU should work systemati-
cally with third countries to support a green 
and just transition globally. It should do all it 
can to be brokers of justice and peace and 
push for international collaboration on cli-
mate, zero pollution, nature restoration, re-
source management and a fair trade and fi-
nancial architecture to work towards equity 
and justice and to prevent future conflicts.  

To ask the EU to be the global trailblazer of 
the ecological transformation, sign The Pact.

Patrizia Heidegger

Deputy Secretary General, Director for EU 

Governance, Sustainability and Global Policies

European Environmental Bureau (EEB)

Rue des Deux Eglises 14-16

B-1000 Brussels

patrizia.heidegger@eeb.org

The EU needs to work towards 
a reform of the global 
financial architecture, towards 
ending the debt spiral in 
which many countries in the 
Global South are locked in

https://euelections.eeb.org/
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